
URTEIL VOM 25. 11. 1976 — RECHTSSACHE 30/76

In der Rechtssache 30/76

Berthold KÜSTER, Beamter des Europäischen Parlaments, wohnhaft in Luxem­
burg, Prozeß- und Zustellungsbevollmächtigter: Rechtsanwalt Victor Biel,
18 A, rue des Glacis, Luxemburg, zugelassen in Luxemburg,

Klagepartei,
gegen

Europäisches PARLAMENT, vertreten durch seinen Generalsekretär Hans Robert
Nord als Bevollmächtigten, Beistand und Zustellungsbevollmächtigter:
Rechtsanwalt Alex Bonn, 22, Côte d'Eich, Luxemburg, zugelassen in Luxem­
burg,

beklagte Partei,

wegen Aufhebung der Ernennung, die das Europäische Parlament am 15. Sep­
tember 1975 zur Besetzung der im internen Auswahlverfahren A/45 genann­
ten Stelle ausgesprochen hat,

erläßt

DER GERICHTSHOF (Erste Kammer)

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten A. M. Donner, der Richter A.
O'Keeffe und G. Bosco,

Generalanwalt: G. Reischl

Kanzler: A. Van Houtte

folgendes

URTEIL

Tatbestand

Der Sachverhalt, der Verfahrensablauf
und das Vorbringen der Parteien lassen
sich wie folgt zusammenfassen:

I — Sachverhalt und schriftliches
Verfahren

1. Mit Urteil vom 10. Juli 1975 in der
Rechtssache 77/74 (Küster/Europäisches

Parlament, Slg. 1975, 949) hatte der Ge­
richtshof die vom Europäischen Parla­
ment ausgesprochene Ernennung von
Herrn Gérard Kieffer auf die Planstelle

der Besoldungsgruppe A/3, die Gegen­
stand des internen Auswahlverfahrens

A/45 war, aufgehoben. Der Gerichtshof
stellte fest, daß Herr Kieffer als Be­
diensteter auf Zeit, für den keine dienst­
liche Beurteilung zu erstellen war, hierfür
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trotzdem eine fiktive Bewertung erzielt
hatte; er war der Auffassung, daß eine der­
artige Bewertung nicht gerechtfertigt sei
und eine Beschwer des Klägers begründe.

Im Anschluß an dieses Urteil wählte das
Parlament im Rahmen desselben inter­

nen Auswahlverfahrens A/45 erneut
einen Bewerber aus und ernannte mit

Verfügung vom 15. September 1975
Herrn Roger Würth auf die freie Plan­
stelle.

Da der Kläger insbesondere der Ansicht
ist, das Urteil des Gerichtshofes beinhalte
nicht lediglich die Aufhebung der Ernen­
nung von Herrn Kieffer, sondern auch
die Nichtigerklärung des zugrunde liegen­
den Auswahlverfahrens, erhob er am 24.
Oktober 1975 eine Beschwerde nach Arti­
kel 90 des Beamtenstatuts.

Diese Beschwerde wurde nicht beschie­

den, deshalb hat der Kläger am 18. März
1976 die vorliegende Klage eingereicht.

2. Der Gerichtshof (Erste Kammer) hat
auf Bericht des Berichterstatters nach

Anhörung des Generalanwalts beschlos­
sen, ohne vorherige Beweisaufnahme in
die mündliche Verhandlung einzutreten.

II — Anträge der Parteien

Der Kläger beantragt,
a) zu erkennen, daß die stillschweigende

Ablehnung seiner bei der Anstellungs­
behörde gegen die Ernennung von
Herrn Würth auf die А-3-Stelle erho­

benen Beschwerde nichtig ist und mit­
hin

b) zu erkennen, daß die „Beförderung"
von Herrn Würth nichtig und folglich
aufzuheben ist;

c) für Recht zu erkennen, daß die Stelle,
die Gegenstand der Stellenbekannt­
gabe Nr. 892 und des internen Aus­
wahlverfahrens A/45 war, nur auf­
grund eines neuen Stellenbesetzungs­
verfahrens besetzt werden kann;

d) dem Parlament die gesamten Verfah­
renskosten aufzuerlegen.

Die beklagte Partei beantragt,
— die Klage als unzulässig,
— hilfsweise als unbegründet abzuwei­

sen;
— über die Kosten nach den anwendba­

ren Vorschriften zu entscheiden.

III — Angriffs- und Verteidi­
gungsmittel der Parteien

Der Kläger ist der Ansicht, das Europä­
ische Parlament sei dem Urteil des Ge­

richtshofes vom 10. Juli 1975 in der
Rechtssache 77/74 nicht nachgekom­
men, indem es lediglich eine neue Ernen­
nung auf die streitige Stelle ausgespro­
chen habe, denn Gegenstand der Ent­
scheidung sei die „Nichtigerklärung des
internen Auswahlverfahrens A/45 und

Aufhebung der im Anschluß daran ausge­
sprochenen Ernennung" gewesen. Auch
wenn der Gerichtshof dies nicht aus­

drücklich festgestellt habe, liege es auf
der Hand, daß das interne Auswahlverfah­
ren A/45 und die daran anschließende

Ernennung von Herrn Kieffer ein un­
trennbares Ganzes bildeten. Wenn der

Gerichtshof in der genannten Rechts­
sache über eine einzige Rüge der Klage
entschieden und aufgrund dieser Rüge
die streitige Ernennung aufgehoben
habe, so beruhe dies darauf, daß der Ge­
richtshof unter diesen Umständen eine

Prüfung der übrigen Rügen für entbehr­
lich gehalten habe. Damit habe er nicht
sämtliche die Rechtmäßigkeit des Aus­
wahlverfahrens in Frage stellende Pro­
bleme gelöst, so daß dieses Verfahren so­
lange nicht als Rechtsgrundlage für zum
Ersatz der aufgehobenen Ernennung aus­
gesprochene Ernennungen dienen
könne, als über die mit diesen Fragen zu­
sammenhängenden Rügen nicht abschlie­
ßend entschieden sei.

Diese Rügen beträfen verschiedene Feh­
lerquellen des Auswahlverfahrens, näm­
lich:

— die Bewertung des Klägers, bei der
nicht berücksichtigt worden sei, daß
er achteinhalb Monate lang die Stelle
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eines ersten Ausschußsekretärs vor­

übergehend verwaltet habe;
— die Bestellung des Prüfungsausschus­

ses, der von einer unzuständigen
Stelle, nämlich vom Generalsekretär,
benannt worden sei. Der Umstand,
daß das Präsidium mit Beschluß vom

7. und 8. Oktober 1971 die Zuständig­
keit zur Bestellung von Prüfungsaus­
schüssen auf den Generalsekretär

übertragen habe, stehe der Rechtswid­
rigkeit dieser Bestellung nicht entge­
gen, weil die Übertragung dieser Be­
fugnis dem Personal nicht zur Kennt­
nis gebracht worden sei.

Darüber hinaus sei die Ernennung, um
die es in der vorliegenden Klage gehe,
nicht mit dem Grundsatz vereinbar, daß
sich die Rechtskraft von Urteilen auf die

Parteien beschränke, denn der ernannte
Bewerber habe sich durch die Ernen­

nung von Herrn Kieffer nicht beschwert
gefühlt und die entsprechende Verfü­
gung nicht angefochten.

Die Ernennung von Herrn Würth sei
außerdem auch deswegen rechtswidrig,
weil in ihrer Begründung Artikel 45 des
Statuts, der die Beförderung betreffe, er­
wähnt sei, und weil sie im Tenor als „Be­
förderung" bezeichnet werde, während
sie gleichzeitig auf die Ergebnisse des in­
ternen Auswahlverfahrens A/45 Bezug
nehme.

Der Kläger gelangt zu dem Schluß, daß
alle diese Umstände — auch im Lichte

der in den vorausgegangenen Klagen an­
geführten Umstände betrachtet — ein
Bündel von Indizien darstellten, das be­
weise, daß in diesem Fall ihm gegenüber
ein Ermessensmißbrauch begangen wor­
den sei.

Die beklagte Partei erhebt gegenüber
der Klage zunächst eine prozeßhin­
dernde Einrede, denn die streitige Ernen­
nung sei nicht geeignet, den Kläger zu
beschweren. Da er nicht auf dem vom

Prüfungsausschuß für das Auswahlverfah­
ren A/45 erstellten Verzeichnis der geeig­
neten Bewerber aufgeführt sei, hätte er in

keinem Falle auf die freie Planstelle er­

nannt werden können, so daß er mit
dem erfolgreichen Bewerber nicht in
Konflikt geraten könne.

Selbst wenn im übrigen die Zulässigkeit
der Klage unterstellt werde, sei gleich­
wohl festzustellen, daß die Klageanträge
insoweit unzulässig seien, als vom Ge­
richtshof die Entscheidung begehrt
werde, daß die streitige Stelle aufgrund
eines neuen Verfahrens zu besetzen sei.

Zunächst lasse der Tenor des Urteils inso­

weit keine Zweifel offen, weil darin nur
die Aufhebung der Ernennung ausgespro­
chen werde. Zweitens habe der Gerichts­

hof in den Entscheidungsgründen klarge­
stellt, daß die festgestellte Rechtswidrig­
keit geeignet sei, „die Wirksamkeit der
Ernennungsverfügung" in Frage zu stel­
len, und daß somit „die im Anschluß an
das Auswahlverfahren A/45 ausgespro­
chene Ernennung des Herrn Gérard Kief­
fer aufzuheben [sei]". Damit habe der Ge­
richtshof entsprechend dem Gegenstand
der Klage entschieden, wie ihn der Klä­
ger selbst in seinen Anträgen bestimmt
und wie ihn der Gerichtshof im ersten

Absatz der Entscheidungsgründe wieder­
gegeben habe. Unter diesen Umständen
spiele es keine Rolle, daß im Urteilskopf
auch die Nichtigerklärung des Auswahl­
verfahrens A/45 als Gegenstand der
Klage aufgeführt werde. Drittens sei es
nicht richtig, das Auswahlverfahren und
die Ernennung von Herrn Kieffer als un­
trennbares Ganzes zu bezeichnen. Die

Rechtswidrigkeit dieser Ernennung beein­
flusse nicht sämtliche Maßnahmen des
Auswahlverfahrens. Sie beruhe auf einem

Umstand, der lediglich die zum fragli­
chen internen Auswahlverfahren zugelas­
senen Bediensteten auf Zeit betreffe, und
Herr Kieffer sei der einzige Bedienstete
auf Zeit gewesen, der an diesem Auswahl­
verfahren teilgenommen habe. Viertens
lasse sich auch nicht die Ansicht vertre­

ten, die Aufhebung der Ernennung von
Herrn Kieffer habe Herrn Würth nicht

zugute kommen dürfen, da dieser sie
nicht beantragt habe. Die Aufhebung
einer Ernennung durch den Gerichtshof
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wirke erga omnes. Wenn der Gerichtshof
schließlich davon abgesehen habe, sämt­
liche mit der Klage 77/74 vorgebrachten
Rügen zu prüfen, so habe er dabei eine
ständige Übung befolgt, so daß sich
daraus nichts bezüglich der Begründet­
heit der ungeprüft gebliebenen Rügen
herleiten lasse.

Die beklagte Partei geht sodann im ein­
zelnen auf die Begründetheit der Klage
ein und trägt dabei unter anderem folgen­
des vor:

— Die in der Rechtssache 77/74 gegen
das Auswahlverfahren A/45 vorge­
brachten Rügen seien in der Rechts­
sache 23/74 auch gegen das Auswahl­
verfahren A/43 erhoben worden, da
der Prüfungsausschuß und die von
ihm herangezogenen Auswahlgrund­
sätze in beiden Verfahren übereinge­
stimmt hätten. In dem Urteil in der

Rechtssache 23/74 sei ausdrücklich

entschieden worden, daß diese Grund­
sätze keinen Ermessensmißbrauch

oder eine Verletzung im Statut vorge­
sehener Rechte beinhalteten.

— Im Urteil 23/74 habe der Gerichtshof

bereits die Frage der vorübergehen­
den Verwaltung der streitigen Stelle
durch Herrn Küster geprüft und das
aus diesem Umstand abgeleitete Vor­
bringen zurückgewiesen. Im übrigen
habe der Prüfungsausschuß sowohl
im Auswahlverfahren A/43, um das
es in der Rechtssache 23/74 gegan­
gen sei, als auch im Auswahlverfah­
ren A/45 bezüglich dieser vorüberge­
henden Verwaltung der seinerzeit be­
stehenden Sach- und Rechtslage
Rechnung getragen.

— Die Rüge der Unzuständigkeit des
Generalsekretärs zur Bestellung des
Prüfungsausschusses sei auch in den
früheren Verfahren vorgebracht und
im Rahmen dieser Rechtssachen vom

Generalanwalt zurückgewiesen wor­
den. Der Gerichtshof habe sich dazu

nicht geäußert, habe der Rüge aber
auch nicht stattgegeben.

— Was die Rüge anlange, nach der die
beanstandete Ernennung nicht zuvor
dem Präsidium zur Kenntnis ge-

bracht worden sei, so wird daran erin­
nert, daß der Präsident des Parla­
ments in der Sitzung vom 16. Septem­
ber 1975 das Präsidium über die vor­

geschlagene Ernennung von Herrn
Roger Würth unterrichtet habe (vgl.
Anlage 1 zur Klagebeantwortung).

— Was im übrigen den in der streitigen
Verfügung enthaltenen Hinweis auf
Artikel 45 des Statuts betreffe, so ent­
spreche diese Formulierung einer all­
gemeinen Übung, die bis jetzt weder
zu Mißverständnissen noch zu Ausein­

andersetzungen Anlaß gegeben habe.
Letztlich stehe sie mit der Wirklich­

keit nicht in Widerspruch, denn mate­
riell gesehen bedeute es für einen
Bewerber eine Beförderung, wenn er
in eine höhere Besoldungsgruppe sei­
ner Laufbahngruppe aufsteige. Jeden­
falls heiße es in der angefochtenen
Verfügung eindeutig, daß die Ernen­
nung von Herrn Würth im Anschluß
an das interne Auswahlverfahren

A/45 erfolgt sei.

Der Kläger erwidert zur Zulässigkeit, da
die gegen die Ernennung von Herrn Kief­
fer gerichtete Klage für zulässig erklärt
worden sei (Rechtssache 77/74), sei es
unerfindlich, aus welchem Grunde die
vorliegende Klage demgegenüber unzuläs­
sig sein solle. Die Ernennung von Herrn
Würth beschwere den Kläger aus demsel­
ben Grunde wie die von Herrn Kieffer.

Zur Begründetheit ergänzt der Kläger
sein Vorbringen zu den bereits in der
Klageschrift erhobenen Rügen, wobei er
insbesondere folgendes betont:
— Die gegenüber dem Auswahlverfah­

ren A/45 in der Rechtssache 77/74

vorgebrachten Rügen, über die der
Gerichtshof nicht entschieden habe,
hätten auch im Rahmen des vorlie­

genden Rechtsstreits ihre Berechti­
gung. Solange diese Rügen vom Ge­
richtshof nicht geklärt seien, könne
das Auswahlverfahren nicht als ausrei­

chende Rechtsgrundlage für Ernen­
nungen gelten, zumal die Ernennung
von Herrn Kieffer mit dem Auswahl­

verfahren A/45 fest verknüpft sei.
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— Man könne dem Urteilskopf, in dem
von der Nichtigerklärung des Aus­
wahlverfahrens die Rede sei, nicht
jede rechtliche Bedeutung abspre­
chen.

— Weder der Kläger noch sein Beistand
hätten von dem Bericht des Präsiden­

ten des Europäischen Parlaments
über die mit dem Urteil 77/74 ge­
schaffenen Schwierigkeiten Mittei­
lung erhalten. Es sei zumindest über­
raschend, daß in der Ernennung von
Herrn Würth kein Hinweis auf eine

Stellungnahme des Präsidiums enthal­
ten sei.

— Was die vorübergehende Verwendung
des Klägers betreffe, die der Prüfungs­
ausschuß weder im Auswahlverfahren

A/43 noch im Verfahren A/45 berück­

sichtigt habe, so dürfe nicht vergessen
werden, daß der Prüfungsausschuß
zwar anläßlich des Auswahlverfahrens
A/43 über diesen Umstand nicht un­

terrichtet gewesen sei, daß es dagegen
beim Auswahlverfahren A/45 allge­
mein bekannt gewesen sei, daß der
Kläger eine А-3-Stelle vorübergehend
verwaltet habe. Jedenfalls sei dieser
Umstand im Zeitpunkt der Ernen­
nung von Herrn Würth bekannt ge­
wesen.

Der Kläger beharrt abschließend auf dem
Vorliegen eines Ermessensmißbrauchs
ihm gegenüber, der durch die Gesamt­
heit der Tatsachen erwiesen sei, die
er in seinen verschiedenen Klagen gegen
das Parlament ausführlich vorgetragen
habe.

Die beklagte Partei bleibt in ihrer Ge­
generwiderung dabei, daß das Europä­
ische Parlament die streitige Ernennung
unter strenger Beachtung des Urteils des
Gerichtshofes auf der Grundlage des Er­
gebnisses des Auswahlverfahrens und
dem dienstlichen Interesse gemäß ausge­
sprochen habe.

Die wiederholten Angriffe des Klägers zu
dieser Frage beinhalteten böswillige und
ungerechtfertigte Verdächtigungen und

seien im Verhältnis zueinander nicht be­

sonders folgerichtig.

Die beklagte Partei wendet sich gegen
die Art und Weise, in der der Kläger in
seiner Erwiderung Sinn und Tragweite
der Behauptungen der Gegenpartei verfäl­
sche, und verweist auf ihre Klagebeant­
wortung, wobei sie bemerkt, daß die Erwi­
derung nichts enthalte, was neu wäre und
geprüft oder widerlegt werden müsse.
Was den Urteilskopf betreffe, so brauche
lediglich auf Artikel 63 der Verfahrens­
ordnung verwiesen zu werden, in dem
der gesamte notwendige Inhalt des Ur­
teils aufgezählt sei. Bezüglich der angeb­
lich fehlenden Begründung der angefoch­
tenen Verfügung gebe der Kläger nicht
an, aufgrund welcher Rechtsbestimmun­
gen in der streitigen Verfügung die Stel­
lungnahme des Präsidiums zu der erfolg­
ten Unterrichtung durch den Präsidenten
des Europäischen Parlaments habe er­
wähnt werden müssen.

Schließlich könne man nicht zulassen,
daß nicht im Rahmen des vorliegenden
Verfahrens, sondern im Wege der Bezug­
nahme auf frühere Rechtssachen geltend
gemachte Rügen eine brauchbare Rechts­
grundlage für die Anträge der vorliegen­
den Klage darstellen könnten. Derartige
Rügen seien unzulässig.

Die beklagte Partei vertritt abschließend
die Auffassung, Zweifel an der Rechtmä­
ßigkeit der angefochtenen Maßnahme
seien durch nichts gerechtfertigt. Die
Maßnahmen des Prüfungsausschusses
und die der Entscheidung zugrunde lie­
gende objektive Zielsetzung schlössen
nicht nur eine Statusverletzung, sondern
auch einen Ermessensmißbrauch aus.

IV — Mündliches Verfahren

Die Parteien haben in der Sitzung vom
14. Oktober 1976 mündlich verhandelt.
Der Generalanwalt hat seine Schlußan­

träge in der Sitzung vom 11. November
1976 vorgetragen.
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Entscheidungsgründe

1/5 Mit der am 18. März 1976 eingereichten Klage beantragt der Kläger, die vom
Europäischen Parlament im Anschluß an das interne Auswahlverfahren A/45
ausgesprochene Ernennung von Herrn Roger Würth vom 15. September 1975
aufzuheben. Das Europäische Parlament hatte diese Verfügung zum Ersatz der
Ernennung von Herrn Gérard Kieffer getroffen, die am 14. Februar 1974 im
Anschluß an dasselbe Auswahlverfahren ausgesprochen und vom Gerichtshof
mit Urteil vom 10. Juli 1975 in der Rechtssache 77/74 (Küster/Europäisches
Parlament, Slg. 1975, 949) aufgehoben worden war. Um diesem Urteil nachzu­
kommen, hätte die Anstellungsbehörde nach Ansicht des Klägers nicht nur
die Ernennung von Herrn Gérard Kieffer für hinfällig betrachten, sondern
das gesamte zugrunde liegende Auswahlverfahren widerrufen und somit ein
neues Einstellungsverfahren zur Besetzung der freien Stelle durchführen müs­
sen. Die Anstellungsbehörde habe stattdessen lediglich die Ernennung von
Herrn Gérard Kieffer durch die von Herrn Roger Würth ersetzt und somit
ihre Pflichten aus den Artikeln 176 Absatz 1 EWG-Vertrag und 149 Absatz 1
EGKS-Vertrag verkannt. Im übrigen sei die Ernennung von Herrn Roger
Würth aus verschiedenen Gründen fehlerhaft.

Zulässigkeit

6/7 Die beklagte Partei erhebt gegenüber der Klage eine prozeßhindernde Ein­
rede, soweit darin geltend gemacht wird, die streitige Verfügung sei vom Euro­
päischen Parlament unter Verkennung des Urteils des Gerichtshofes vom
10. Juli 1975 in der Rechtssache 77/74 erlassen worden. Dieses Urteil bein­
halte nicht die Aufhebung des internen Auswahlverfahrens A/45, sondern le­
diglich die Aufhebung der Ernennung von Herrn Gérard Kieffer vom 14. Fe­
bruar 1974, so daß die Klageanträge zu diesem Punkt der Tragweite des ge­
nannten Urteils widersprächen.

8/10 Die Adressaten eines Urteils des Gerichtshofes, mit dem eine von einem Or­

gan erlassene Rechtshandlung aufgehoben wird, werden zweifellos durch die
Art, in der das Organ dieses Urteil ausführt, unmittelbar betroffen. Sie sind
somit befugt, einen etwaigen Verstoß des Organs gegen die Pflichten aus den
anwendbaren Vorschriften durch den Gerichtshof feststellen zu lassen. Die

Klage ist daher zulässig.
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Begründetheit

11/12 1. Der Kläger vertritt die Ansicht, das Europäische Parlament hätte, um dem
Urteil des Gerichtshofes vom 10. Juli 1975 in der Rechtssache 77/74 nachzu­
kommen, die freie Stelle aufgrund eines neuen Einstellungsverfahrens beset­
zen müssen. Die Durchführung eines solchen Verfahrens habe sich um so
mehr aufgedrängt, als das Urteil vom 10. Juli 1975 nur über eine einzige
Rüge der Klage entschieden und somit nicht sämtliche Fragen bezüglich der
Rechtmäßigkeit des Auswahlverfahrens A/45 erschöpfend behandelt habe.

13/17 Dem vorgenannten Urteil zufolge beantragte der Kläger unter anderem, „die
im Anschluß an das Auswahlverfahren A/45 ausgesprochene Ernennung als
fehlerhaft und rechtswidrig aufzuheben". Die Entscheidungsgründe des Ur­
teils beginnen mit der Feststellung, daß mit der Klage beantragt werde, „die
stillschweigende Ablehnung ... und demgemäß die ... Ernennung des Herrn
Kieffer ... aufzuheben". In der Entscheidungsformel wird für Recht erkannt
und entschieden: „Die im Anschluß an das Auswahlverfahren A/45 ausgespro­
chene Ernennung des Herrn Gérard Kieffer wird aufgehoben". Hieraus ergibt
sich eindeutig, daß das Urteil davon ausging, Ziel der Klage sei hauptsächlich
die Aufhebung der Ernennung von Herrn Kieffer, das Auswahlverfahren aber
nur insoweit, als dieses zu der angefochtenen Ernennung geführt hatte;
dementsprechend wurde auch entschieden. Somit ist die Rüge als unbegrün­
det abzuweisen.

18/20 2. Der Kläger macht ferner geltend, das der angefochtenen Ernennung zu­
grunde liegende Auswahlverfahren A/45 beinhalte mehrere Mängel, die zur
Aufhebung der Ernennung führen müßten. Zur Begründung seiner Rügen
trägt der Kläger vor, der Prüfungsausschuß für dieses Auswahlverfahren sei
nicht ordnungsgemäß bestellt worden, denn der Generalsekretär des Europä­
ischen Parlaments habe die Mitglieder des Prüfungsausschusses aufgrund
einer hierfür vom Präsidium des Organs vorgenommenen Zuständigkeitsüber­
tragung benannt, die nicht rechtswirksam sei, weil sie dem Personal nicht in
der im Statut vorgeschriebenen Form zur Kenntnis gebracht worden sei.
Nach Ansicht des Klägers wäre eine derartige Übertragung nur wirksam,
wenn sie gemäß Artikel 25 des Statuts durch Aushang bekanntgemacht oder
veröffentlicht worden wäre.

21/22 Nach Artikel 110 Absatz 2 des Statuts werden „alle ... allgemeinen Durchfüh­
rungsbestimmungen (zum Statut) ... dem Personal zur Kenntnis gebracht";
die Vorschrift läßt jedoch offen, in welcher Form das Personal zu unterrichten
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ist. Artikel 25 des Statuts dagegen bestimmt zwar, in welcher Form Verfügun­
gen bekanntgemacht werden, enthält jedoch nichts über die Bekanntgabe von
Akten mit allgemeiner Wirkung oder von Maßnahmen, die mit einer Zustän­
digkeitsverteilung innerhalb des Organs zusammenhängen.

23/25 Die streitige Zuständigkeitsübertragung hat eine Verteilung der Zuständigkei­
ten innerhalb des Organs zum Inhalt; eine solche Maßnahme ist allgemein
zulässig. Es steht jedenfalls fest, daß sie nicht nur den Generaldirektoren des
Organs, den Fraktionsvorsitzenden, dem Sekretariat und dem Kontrollbüro,
sondern auch der nach Artikel 9 des Statuts gebildeten Personalvertretung mit­
geteilt wurde, deren Aufgabe nach der genannten Bestimmung unter anderem
darin besteht, die Interessen des Personals gegenüber dem Organ wahrzuneh­
men und „für eine ständige Verbindung zwischen dem Organ und dem Perso­
nal" zu sorgen. Angesichts dieser Umstände ist die beanstandete Zuständig­
keitsübertragung rechtswirksam, wobei dahingestellt bleiben kann, ob eine
solche Übertragung eine Maßnahme im Sinne von Artikel 110 Absatz 2 des
Statuts darstellt.

26 Der Kläger macht weiter geltend, bei seiner Bewertung durch den Prüfungs­
ausschuß für das Auswahlverfahren sei nicht berücksichtigt worden, daß er in
der Zeit vom 1. September 1973 bis zum 20. Mai 1974 die Stelle eines ersten
Ausschußsekretärs vorübergehend verwaltet habe.

27/30 Das streitige Auswahlverfahren wurde mit Stellenausschreibung vom 23. No­
vember 1973 eröffnet und am 14. Februar 1974 geschlossen.. Als das der ange­
fochtenen Rechtshandlung als Grundlage dienende Verzeichnis der geeigne­
ten Bewerber durch den Prüfungsausschuß für das Auswahlverfahren erstellt
wurde, dauerte die vorübergehende Verwendung also noch an und war noch
nicht Gegenstand einer Verfügung der Anstellungsbehörde zur „Feststellung
der dienstlichen Stellung" des Klägers im Sinne von Artikel 25 Absatz 3 des
Beamtenstatuts gewesen. Unter diesen Umständen läßt sich nicht die Ansicht
vertreten, der Prüfungsausschuß sei im Zeitpunkt der Erstellung des Verzeich­
nisses der geeigneten Bewerber verpflichtet gewesen, eine vorübergehende
Verwendung zu berücksichtigen, die seinerzeit nur de facto bestand und noch
nicht durch eine förmliche Verfügung der Anstellungsbehörde anerkannt und
in der Personalakte des Betroffenen aktenkundig gemacht worden war. Im
übrigen lassen die Angaben der beklagten Partei, die vom Kläger nicht sub­
stantiiert bestritten worden sind, erkennen, daß der Prüfungsausschuß bei der
Erstellung des Verzeichnisses der geeigneten Bewerber tatsächlich sämtliche
sachlichen und rechtlichen Gesichtspunkte berücksichtigte, die damals die
Rechtsstellung des Klägers kennzeichneten.
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31/33 Schließlich trägt der Kläger noch vor, die angefochtene Verfügung nehme
zwar Bezug „auf das Ergebnis des Auswahlverfahrens", führe jedoch Artikel 45
des Statuts an, der die Beförderung betreffe, und spreche in ihrem Tenor aus­
drücklich davon, daß der erfolgreiche Bewerber auf die freie Stelle „befördert"
werde. Damit sei die genannte Verfügung rechtswidrig, da sie ungenau und
widersprüchlich begründet sei. Der Kläger macht ferner geltend, die angefoch­
tene Verfügung sei unzureichend begründet, da sie keine Bezugnahme auf die
vom Präsidenten des Europäischen Parlaments eingeholte Stellungnahme des
Präsidiums zu der vorgeschlagenen Ernennung von Herrn Roger Würth ent­
halte.

34/36 Das hier eingeschlagene Einstellungsverfahren läßt klar erkennen, daß die
streitige Ernennung im Anschluß an ein internes Auswahlverfahren ausgespro­
chen wurde; Zweifel hinsichtlich ihrer Rechtsgrundlage sind somit ausge­
schlossen. Infolgedessen kann die Rechtmäßigkeit der angefochtenen Verfü­
gung durch die behauptete Ungenauigkeit der Begründung nicht beeinträch­
tigt werden, da diese nicht von ausschlaggebender Bedeutung ist. Was weiter
die fehlende Bezugnahme in der Begründung der streitigen Verfügung auf die
Stellungnahme des Präsidiums betrifft, so kann den Statutsbestimmungen
nicht entnommen werden, daß diese Stellungnahme Voraussetzung für die
Gültigkeit der Verfügung wäre.

37 Nach alledem ist die Klage als unbegründet abzuweisen.

Kosten

38/40 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur
Tragung der Kosten zu verurteilen. Der Kläger ist mit seinem Vorbringen un­
terlegen; nach Artikel 70 der Verfahrensordnung tragen jedoch die Organe in
Rechtsstreitigkeiten mit Bediensteten der Gemeinschaften ihre Kosten selbst.

Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF (Erste Kammer)

für Recht erkannt und entschieden:

1. Die Klage wird als unbegründet abgewiesen.
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2. Jede Partei trägt ihre eigenen Kosten.

Donner O'Keeffe Bosco

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 25. November 1976.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident der Ersten Kammer

A. M. Donner

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS GERHARD REISCHL
VOM 11. NOVEMBER 1976

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

Das Verfahren, zu dem ich nunmehr Stel­
lung nehme, schließt sich an das vom sel­
ben Kläger gegen das Europäische Parla­
ment eingeleitete Verfahren 77/74
(EuGH 10. Juli 1975 — Slg. 1975, 949)
an. Ich brauche deshalb zum Sachverhalt
nicht viele Worte zu verlieren.

Am 28. September 1973 hat das Parla­
ment die Stelle eines Abteilungsleiters
der Besoldungsgruppe A 3 in der General­
direktion Wissenschaft und Dokumenta­

tion als frei ausgeschrieben. Die Stelle
wurde nicht im Wege der Beförderung
oder Versetzung besetzt, vielmehr er­
folgte am 23. November 1973 die Eröff­
nung des internen Auswahlverfahrens
A/45. Daran nahm unter anderem der

Kläger teil. Ernannt wurde aufgrund der
Ergebnisse des Auswahlverfahrens aber
nicht der Kläger, der nicht einmal auf
die Eignungsliste gekommen war, son­
dern der Beamte K. Diese Ernennung
hat der Kläger in der Rechtssache 77/74
mit Erfolg angegriffen.

Das Parlament ordnete daraufhin nicht

etwa die Wiederholung des Stellenbeset­
zungsverfahrens und die Durchführung
eines neuen Auswahlwettbewerbs an. Es
stützte sich vielmehr auf die vom Aus­

wahlausschuß im Verfahren A/45 festge­
legte Eignungsliste. Durch Entscheidung
des Präsidenten des Parlaments vom 15.

September 1975 wurde der an siebter
Stelle der Liste angeführte Beamte W.
mit Wirkung vom 1. Oktober 1975 zum
Abteilungsleiter der Gehaltsgruppe A 3
befördert.

Der Kläger hält dieses Vorgehen nicht
für rechtmäßig. Er richtete deshalb am
24. Oktober 1975 eine förmliche Be­

schwerde an die Anstellungsbehörde. In
ihr vertrat er den Standpunkt, das Parla­
ment habe das Urteil der Rechtssache

77/74 nicht korrekt ausgeführt; das ganze
Stellenbesetzungsverfahren habe danach
vielmehr der Uberprüfung bedurft und
wiederholt werden müssen. Daneben

legte der Kläger im einzelnen dar, an wel­
chen Mängeln das Auswahlverfahren ge­
litten haben soll. Schließlich verlangte er,
die Ernennung des Beamten W. aufzuhe-
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